
Hunderttausende LeiharbeiterInnen wurden bereits entlas-
sen. Rapide steigt die Arbeitslosigkeit von prekär Beschäftig-
ten, Jugendlichen und MigrantInnen, zwei Millionen Beschäf-
tigte befinden sich zunächst in Kurzarbeit. Die Kurzarbeit
verschiebt das Ende vieler Betriebe und die Explosion der
Erwerbslosigkeit in die Weihnachtszeit. Ende des Jahres wird
die Agentur für Arbeit in eine tiefe Finanzklemme geraten,
mit der drohenden Folge, dass die Beiträge zur Erwerbslo-
senversicherung erhöht werden.

Die gegenwärtige Krise wird die Arbeits- und Lebensbe-
dingungen der Mehrheit der Bevölkerung weiter erheblich
verschlechtern. Sie ist die tiefste Krise des Kapitalismus seit
1929. Sie kann und wird mit Konjunkturprogrammen und
Rettungsfonds nicht überwunden werden.

Der Sonderfonds Finanzmarktstabilisierung (Soffin) vom
Oktober 2008 macht die Brandstifter zur Feuerwehr. Die
Banken bedienen sich mit staatlicher Hilfe völlig ungeniert
aus den Steuermilliarden. Ein Geheimgremium (§ 10a des
Finanzmarktstabilisierungsgesetzes: „Gremium zum Finanz-
marktstabilisierungsfonds“) beschließt die Verteilung. Milliar-
den fauler Kredite werden entsorgt, hohe Bonuszahlungen
gewährt. Wachsende Vermögen fließen immer noch ungehin-
dert in Steueroasen ab. Der Soffin subventioniert das explo-
sionsartige Wachsen hoher Vermögen, die nur noch mittels
Spekulation rentierlich sind. Die nächste Finanzkrise ist vor-
programmiert. Uns bleiben die Schuldenberge.

Die verantwortlichen Finanzjongleure in Politik und Wirt-
schaft wollen aber ihre politische Macht nicht gefährden.
Deshalb warten sie die Bundestagswahlen ab. Erst dann wird
uns die Rechnung für die Finanz- und Wirtschaftskrise prä-
sentiert.

Der Vorschlag des Präsidenten des Deutschen Industrie- und
Wirtschaftstags (DIW), Klaus Zimmermann, die Mehrwert-
steuer auf 25 % zu erhöhen, oder die Vorschläge zur Ampu-
tation des gesetzlichen Gesundheitssystems, die Debatten
über die nochmalige Erhöhung des Renteneintrittsalters und
sogar über die Kürzung der Hartz-IV-Regelsätze, bilden ledig-
lich die Vorboten dessen, was uns an sozialen Verschlechte-
rungen bevorsteht.

„Was für den Standort gut ist, ist für die Wirtschaft gut. –
Was für die Wirtschaft gut ist, ist für die Menschen gut. Des-
halb müssen wir jetzt zusammenhalten und alle den Gürtel
enger schnallen, damit Deutschland gestärkt aus der Krise her-
vor geht.“: Mit dieser Propaganda-Logik wird
versucht zu legitimieren, dass es so weiter
gehen soll wie bisher: Bereicherung einer
Minderheit auf Kosten der Allgemeinheit. 

Um das durchzusetzen, werden Mitmen-
schen mit gemeinsamem Interesse syste-
matisch gegeneinander ausgespielt: „Faule
Arbeitslose“ gegen „fleißige Arbeiter“, die
Krankenschwester gegen den Studenten,
deutsche Arbeitnehmer gegen chinesische,
systemrelevante gegen solche, die nur
Menschen sind. – Konkurrenz auf allen
Ebenen bis hin zum Krieg um Ressourcen,
soll als „Sachzwang“ etabliert werden und
Kollegialität und Solidarität untergraben: 
Belegschaften verhandeln über Sonderta-

rifverträge und Verzichtskataloge zur
Rettung „ihrer“ Betriebe, für die „Ret-
tung des deutschen Standortes“ wird
in Kauf genommen, dass Menschen in
armen Länder verhungern. Objektive
Erfordernisse wie Klima- und Umwelt-
schutz stehen dabei der Rettung dieser
kaputten Verhältnisse im Weg, wie
Abwrackprämie und Straßenbauförde-
rung gezeigt haben 

Wir lassen uns nicht
gegeneinander
ausspielen!

Zur Überwindung dieser men-
schenfeindlichen Zustände, die in die Krise geführt haben,
nehmen Menschen weltweit zunehmend die eigenen Verhält-
nisse selbst in die Hand: Im März protestierten 55.000 Men-
schen unter dem Motto „Wir zahlen nicht für eure Krise“, im
Mai demonstrierten über 100.000 Menschen für ein soziales
Europa und dafür, dass die Reichen und Profiteure der Krise
sie auch bezahlen. Im Juni streikten über 250.000 SchülerIn-
nen und Studierende, ErzieherInnen und Beschäftigte im
sozialen Bereich teils gemeinsam für eine Verbesserung der
Lern- und Arbeitsbedingungen.

Seitdem hat sich in Köln wie an vielen anderen Orten auch
ein breites Bündnis „Wir zahlen nicht für eure Krise“ gebil-
det. Nach den Kommunalwahlen geht es zunächst konkret
darum, sich gegen die drohenden Sparpakete zu wehren. 
Es wird keine betrieblichen Lösungen der Krise und keinen
Ausweg durch Verzicht geben. Stattdessen ist es nötig
(auch im Hinblick auf die Bundestagswahl), die Wut und
Unzufriedenheit durch breite Proteste öffentlich zu machen
und solidarisch für eine echte Krisenüberwindung, die
menschliche Bedürfnisse statt Profite zum Maßstab macht,
zu kämpfen.

Unser Protest geht weiter — gemeinsam und
entschlossen in lokalen Bündnissen.

In Köln wie in zahlreichen anderen Städten werden am 17.
September diese Proteste mit weiteren Aktionen ihre Fort-
setzung finden:

Aktionen in Köln am Donnerstag, 17.9.:
9 Uhr: „Zahltag“ vor der Agentur für Arbeit, Luxemburger Str. 121
11 Uhr: Demonstration mit Traktor und geschmücktem Zirkusanhänger
von der Arbeitsagentur durch die Stadt über die Deutzer Brücke nach
Porz. Solidaritätsaktion um 12.30 Uhr am Flughafen und um 13.30 Uhr
beim Motorenwerk Deutz AG, Ottostr. 1. Es geht um Betriebe, die von
Kurzarbeit betroffen und deren Belegschaft angesichts der Krise von
Entlassungen oder Lohneinbußen bedroht sind. Der Umzug wird von
Radfahrern begleitet. 
16.00 Uhr: Kundgebung auf dem Offenbachplatz
16.30 Uhr: Fortsetzung der Demonstration über die Ringe bis zum
Rudolfplatz mit Zwischenhalten an mehreren Bankhäusern, bei denen
über die Ursachen und Verantwortlichkeiten der kapitalistischen Krise

aufgeklärt wird.

Wir zahlen nicht für eure Krise!
17.9.
2009



Erwerbsloseninitiative „Zahltag“:

Etwas Schöneres als die Krise finden wir überall.

KKuurrzzaarrbbeeiitt  iinn  KKööllnn  
((KKööllnniisscchhee  RRuunnddsscchhaauu  3311..  JJuullii  22000099))
Die Zahl der Arbeitslosen ist in den vergange-
nen 30 Tagen um 1200 gestiegen. Vor allem die
Zahl junger Menschen unter 25 Jahre, die keine
Beschäftigung finden, hat zugenommen – um
11,8 Prozent. Aktuell sind in Köln 55 809 Frau-
en und Männer arbeitslos gemeldet. Das sind
2,2 Prozent mehr als noch im Juni. 
[...] Zwischen dem 1. und dem 24. Juli haben 
88 Betriebe Kurzarbeit für insgesamt 780 Per-
sonen angezeigt. Inzwischen haben gut 750
Betriebe in der Stadt Kurzarbeit für knapp 
16 000 Beschäftigte angemeldet.

DDeeuuttzz  AAGG  
((KKööllnneerr  SSttaaddttaannzzeeiiggeerr  1199..  AAuugguusstt  22000099))
Wegen des Auftragseinbruchs baut die Deutz
AG 650 Stellen ab, davon alleine 620 in Köln.
Auch an anderen Standorten plant das Unter-
nehmen Jobstreichungen. Im ersten Halbjahr
2009 war das Geschäft dramatisch eingebro-
chen; 62,4 Millionen Euro Miese stehen für den
Zeitraum zu Buche. [...] Zurzeit beschäftigt das
Unternehmen weltweit noch rund 4.300 Mitar-
beiter, davon 3.500 in Deutschland. Zum glei-
chen Zeitpunkt im Vorjahr waren es noch 4.930
Beschäftigte. Am Stammsitz Köln arbeiten 2.700
Menschen. In weiten Bereichen des Unterneh-
mens herrscht Kurzarbeit.

PPaakktt  zzwwiisscchheenn  RReeggiieerruunngg  uunndd  IInndduussttrriiee  ggeeggeenn
JJoobbaabbbbaauu
Berlin — Eine Art Stillhalteabkommen zwischen
Regierung und Industrie verhindert offenbar bis
zur Bundestagswahl einen größeren Arbeits-
platzabbau in Deutschland. Wie die „Financial
Times Deutschland“ (am 24. August 2009)
unter Berufung auf mehrere Spitzenmanager
berichtet, gilt der Pakt gegen Entlassungen bis
zur Wahl am 27. September. „Deutschland ist
momentan vor Veränderungen sicher“, sagte
Hakan Samuelsson, Vorstandschef des Dax-Kon-
zerns MAN. „Aber nach der Wahl wird sich die
Botschaft ändern. Das ist ganz normal.“ Wie die
Zeitung unter Berufung auf die Spitzenmanager
weiter berichtet, bestehen besonders im Maschi-
nenbau und der Automobilindustrie weiterhin
hohe Überkapazitäten. „Mit Kurzarbeit lässt
sich dem nicht beikommen, denn die Unterneh-
men haben richtig zu leiden“, sagte der Unter-
nehmer Reinhold Würth der Zeitung. Bislang
haben in Deutschland trotz der Wirtschaftskri-
se viele Unternehmen auf Entlassungen verzich-
tet. Um Stellenkürzungen zu vermeiden, unter-
stützt die Bundesregierung die Unternehmen
mit dem Programm zur Kurzarbeit.

Lohnverzicht? Gürtel enger schnallen? Zähne zusammenbeißen? Es reicht! Wir
haben genug von Arbeitshetze und der Angst vor Arbeitsplatzverlust, von Zwang
und Kontrolle, vom Aussortieren und Selbstdisziplinieren – sei es durch Studien-
gebühren, Kopfnoten an der Schule, Beurteilung und Überwachung durch Arbeits-
agentur, Politik oder Management. Wir haben genug vom alltäglichen Jeder gegen
Jeden, von den Angriffen auf unsere Selbstbestimmung und unsere Würde.

Es ist gar nicht so schwierig, sich zusammenzutun und sich gemeinsam zu
wehren. Wir von „Zahltag!“ setzen häufig unsere Rechte gegen Zumutungen und
Schikanen nach Hartz IV an Kölner ArGen durch. Bei unseren „Zahltagen“ beglei-
ten wir uns gegenseitig ins Amt. Denn es macht einen entscheidenden Unter-
schied, ob wir einzeln vorsprechen oder uns entschlossen zusammentun.
Gemeinsam signalisieren wir: Euren Gesetzen und Eurer Macht, diese gegen uns
auszulegen, setzen wir unsere Empörung, unsere Wut und unsere Entschlossen-
heit entgegen. Wir wollen nicht länger gefügig sein, uns unterordnen und Eure
Zumutungen hinnehmen, wir wollen uns nicht länger in unseren Rechten
beschneiden lassen.

Angesichts der Krise werden wir
in allen Lebensbereichen – von der
Schule über den Job bis ins Arbeits-
amt – zu Gehorsam, Genügsamkeit
und der Geduld von Opferlämmern
genötigt. Aber wir wehren uns
gegen die alltägliche Erpressung.
Diese Methode entwickelt sich zur
Norm. Wir begegnen ihr immer wie-
der. Das Abschieben von Hartz IV-
EmpfängerInnen in verschiedene
Maßnahmen, angefangen bei Ein-
gliederungs„vereinbarungen“, über
deren Inhalte wir nicht selber zu
bestimmen haben, über verschiede-
ne Trainingsmaßnahmen – häufig
ohne Sinn und Verstand, zur Ver-
schickung in einen 1-Euro-Job und andere Schikanen mehr – das alles wird unter
Androhung der Kürzung oder sogar Streichung des Geldes erzwungen. Wir nen-
nen das Erpressung. Es ähnelt den Methoden, mit denen ArbeiterInnen zu Lohn-
verzichten genötigt werden, vorgeblich, um Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Bei
Hartz IV ist das Prinzip Erpressung bereits Gesetz. Es steht als permanente Dro-
hung im Raum. Denn man könnte bald zu den „Überflüssigen“ in dieser Konkur-
renz-Gesellschaft gehören, denen das Recht auf gesellschaftliche Teilhabe und
ein würdiges Leben genommen wird.

Mit dem Begriff Erpressung lässt sich das gesellschaftliche Klima beschreiben,
in dem uns permanent bedeutet wird, dass wir etwas zu verlieren haben. Die
„Erfordernisse des Marktes“, insbesondere des „Arbeitsmarktes“, sollen uns
gefügig machen. Wir sollen uns selbst zur Ware machen. Wer keine Arbeit hat,
soll auch nicht essen – schon gar nicht, was er will. Dieses Muster zeigen auch
die Bestimmungen des Zuwanderungsgesetzes: Wer bisher in Deutschland gedul-
det war, aber bis zum Ende des Jahres keinen Arbeitsplatz vorweisen kann, ver-
liert sein Aufenthaltsrecht. Ohne Job droht die Abschiebung, so einfach ist das.
Wir wollen aber nicht länger hinnehmen, dass Gefügigkeit und Lohnarbeit Voraus-
setzungen für Menschenrechte sein sollen, für das Recht, über sich selbst, über
sein Leben und das Wie und Wo der eigenen Existenz zu bestimmen.

Gemeinsame Gegenwehr: das ist die angemessene Antwort auf diese Zumu-
tungen. Wir beharren auf unserer Würde. Wir wollen Respekt, wo auch immer –

17.9.: Solidaritätstour 
zu betroffenen Betrieben 
ab 11.00 Uhr
Wir begleiten mit Fahrrädern den Trak-
tor mit Zirkuswagen. Wir halten zu klei-
nen Kundgebungen in Porz an kurzar-
beitenden Betrieben. Vorgesehen sind
die Firma Kötter im Flughafen und die
Motorenwerke Deutz AG in der Otto-
straße 1. 
Wir wollen deutlich machen, dass nur
Solidarität gegen die Krise wirkt. Denn
die ist kein betriebliches Problem.
Unser Ziele sind gemeinsame Aktionen
der betroffenen Belegschaften.



Studenten und Schüler:

Die Krise wenden: Emanzipatorische
Bildung erkämpfen.
„(13) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf Bildung an. Sie
stimmen überein, daß die Bildung auf die volle Entfaltung der menschlichen Per-
sönlichkeit und des Bewußtseins ihrer Würde gerichtet sein und die Achtung vor
den Menschenrechten und Grundfreiheiten stärken muß. Sie stimmen ferner
überein, daß die Bildung es jedermann ermöglichen muß, eine nützliche Rolle in
einer freien Gesellschaft zu spielen, daß sie Verständnis, Toleranz und Freund-
schaft unter allen Völkern und allen rassischen, ethnischen und religiösen Grup-
pen fördern sowie die Tätigkeit der Vereinten Nationen zur Erhaltung des Frie-
dens unterstützen muß.“

Schon 1973 sind der UN Sozialpakt und das darin enthaltene Recht auf Bildung
für alle in Deutschland ratifiziert worden, als eine Grundlage einer sozial fort-
schrittlichen und friedlichen Entwicklung weltweit. Ein ausreichend finanziell aus-
gestattetes, öffentliches Bildungssystem, das sozial unbedrängtes, kooperatives
und gemeinsames Lernen von Menschen aus allen gesellschaftlichen Schichten
ermöglicht und fördert, ist dafür unumgänglich.

Doch obwohl sich seit 1973 der gesellschaftliche Reichtum mehr als verdop-
pelt hat, obwohl der wissenschaftlich-technische Fortschritt die Ausweitung wis-
senschaftlicher Qualifizierung breiter Bevölkerungsschichten nötig macht, obwohl
mehr denn je erforderlich ist, dass Bildung und Wissenschaft zur Lösung der
drängenden gesellschaftlichen Probleme beitragen, versuchen Konservative und
Neoliberale Bildung und Wissenschaft auf die Bedürfnisse der privaten Wirtschaft
(Gewinne) zuzurichten.

DDiiee  AAbbggrreeiiffeerr  vvoonn  KKööllnn  
((MMaannaaggeerr  mmaaggaazziinn,,  2200..  OOkkttoobbeerr  22000055))
Hamburg - Fondsinitiator Josef Esch habe die
Kosten der neuen Kölner Messehallen, der
„Nordhallen“, „grotesk aufgebläht“. Vom
Gesamtaufwand in Höhe von 330 Millionen Euro
vereinnahmen Sal. Oppenheim und Esch laut
manager magazin mindestens gut 90 Millionen
Euro. Für die Projektentwicklung etwa kassieren
sie 56 Millionen Euro – nach Ansicht von Bran-
chenexperten ein abenteuerlich überhöhtes
Honorar. Die Eigenkapitalbeschaffung bei den
gut zwei Dutzend Anlegern wird mit 19,8 Millio-
nen Euro berechnet. [...] Dubios erscheint auch
die Verflechtung der Sparkasse KölnBonn in die
verschiedenen Immobiliendeals im Zusammen-
hang mit der Messe.
[...] dementieren Sal. Oppenheim, Esch und die
Sparkasse allerdings unisono, dass es eine sol-
che Zahlung der Sparkasse überhaupt gebe.

DDeeuuttsscchhllaannddrraaddiioo  2288..  OOkkttoobbeerr  22000055::
[...] Den Zuschlag für den Bau der Messehallen
erhielt Ende 2003 die Oppenheim-Esch-Holding,
ein Ableger der größten Privatbank Europas, Sal.
Oppenheim. Die verwaltet die Gelder der Super-
reichen dieser Republik wie Karstadt-Eignerin
Schickedanz, Schuhfabrikant Deichmann oder
Zeitungsverleger Neven Dumont. Und das mit
stattlichen Renditen. Die Ungereimtheiten begin-
nen schon bei den Baukosten. Die liegen offiziell
bei 260 Millionen Euro. Hochtief-Manager Frie-
del Abel verplapperte sich aber bei der Grund-
steinlegung vor einem Jahr, seitdem bezweifeln
Experten diese Summe:
Abel: Wir haben hier zehn Millionen pro Monat
an Bauleistung gehabt. Bei einer Bauzeit von 14
Monaten ergibt das Kosten von 140 Millionen
Euro. Bleiben also 120 Millionen Euro, die die
Investoren für allerlei Nebenkosten aufgebracht
haben wollen, etwa Projektentwicklung, Makler-
gebühren und Mietersuche. Für Immobilienex-
perten eine schwer nachvollziehbare Rechnung. 
Feinen: Das ist so absurd. Da kann man nur den
Kopf schütteln. 
(Sagt der Immobilienexperte Klaus Feinen. Er
hat jahrzehntelang für die Deutsche Bank Immo-
bilienfonds aufgelegt.)
Feinen: Für eine Stadt, die sich hier 30 Jahre in
Mietvertrag begibt, ist das ein Unikat. Ich kenne
in ganz Deutschland keinen vergleichbaren Fall.
Hier hat die Stadt sehenden Auges ein ungünsti-
ges Angebot zur Vertragsbasis genommen. 
Über eine Laufzeit von 30 Jahren kassiert
Oppenheim-Esch von der Stadt insgesamt 750
Millionen Euro an Miete. Ein narrensicheres
Geschäft auf Kosten der Steuerzahler.
Immobilienexperte Feinen hat berechnet, dass
die Stadt über 300 Millionen Euro hätte sparen
können, wenn sie die Hallen in Eigenregie
gebaut hätte.
Das Kölner Bankhaus Sal. Oppenheim ist die
größte Privatbank Europas. Seit mehr als 200
Jahren legt Deutschlands Geldadel hier sein Ver-
mögen gewinnbringend an. Sal. Oppenheim gilt
als seriös – und verschwiegen. Besonders dis-
kret betreibt die Bank Immobilienfonds mit dem
ehemaligen Maurerpolier Josef Esch. Wohl nicht
ohne Grund, denn die Methoden des inzwischen
zum Großinvestor aufgestiegenen Esch sind seit
langem umstritten. Vor allem in Köln macht die
Oppenheim-Esch-Holding milliardenschwere
Geschäfte mit der Stadt. Der klammen Kommu-
ne finanziert sie große Immobilienobjekte und
kassiert dafür über Jahrzehnte sichere und lukra-
tive Mieten. „Wie eine Krake” habe sich der
Fonds in der Stadt ausgebreitet, so der frühere
Kölner Regierungspräsident Franz-Josef Antwer-
pes. (wdr, 28. August 2007)

an der ArGe, am Ausbildungs- und Arbeitsplatz, in der Schule oder auf dem Aus-
länderamt.

Wir wollen nicht länger gegeneinander ausgespielt werden – diejenigen, die
noch einen Arbeitsplatz haben, die, denen in Auffanggesellschaften noch Auf-
schub gewährt wird, die, die sich – beharrlich und phantasievoll – gegen Entlas-
sungen wehren, gegen Schikanen auf den Arbeitsämtern, im 1-Euro-Job oder im
Abschiebegefängnis – überhaupt im täglichen Kampf ums Überleben. Lasst uns
gemeinsam kämpfen: für bessere Arbeitsbedingungen, für Zugang zu Bildung und
selbstbestimmtem Lernen für Alle, für bessere Lebensbedingungen von Erwerbs-
losen, Flüchtlingen und allen anderen, die zu Überflüssigen erklärt werden! Für
das Recht auf saubere Luft, auf sauberes Wasser und auf eine Erde und Meere,
die in der Zukunft wieder Lebensraum und Nahrung für Alle bieten können.



Die Verursacher der 
Krise sollen die Kosten tragen!
Um die politischen Verhältnisse auch nach den Bundestagswahlen möglichst im
Sinne von Banken und Vermögenden zu stabilisieren, hält sich die Wirtschaft
noch mit Massenentlassungen zurück. (FTD, 24.8.2009) Sie setzt auf eine künfti-
ge Bundesregierung, die auch künftig den Sozialstaat schleift und jede Form soli-
darischer und nachhaltiger Ökonomie verhindert. Statt dessen soll weiter fröh-
lich spekuliert, expandiert und fusioniert werden, während die Masse der Bevöl-
kerung unseres Planeten die Folgen der Krise bezahlt – alles wie gehabt in 20
Jahren neoliberaler Globalisierung. Und damit wir das alle ja nicht bemerken,
ködern uns Politiker und Massenmedien mit kleinen „Aufregern“ wie Geburts-
tagsfeiern, Dienstwagenaffären oder immer neuen „Pandemien“.
Allen anderen voran versuchen die Banken, die im globalen Casinokapitalismus
hoch gepokert und Millarden verzockt haben, den Menschen weltweit das Geld
auch weiterhin aus der Tasche zu ziehen. Daher wollen wir an verschiedenen
Filialen Kölner Kredit(klemmen)institute die Ursachen der Krise beleuchten, fal-
sche und sinnvolle Lösungsmodelle betrachten und uns vom Klüngel- und Privati-
sierungsexperten Dr. Werner Rügemer von der fatalen Verbindung zwischen Poli-
tik und Hochfinanz erzählen lassen.

Unsere kleine Bankentour beginnt um 16.00 Uhr am Offenbachplatz und führt
uns in steter Nähe zur kölschen Konsummeile am Neumarkt vorbei in Richtung
Ringe, wo sie standesgemäß vor der Deutschen Bank am Hohenzollernring
enden wird. Dort wird bereits eine Gruppe Globalisierungskritiker warten – mit
der Forderung, die Deutsche Bank zu schließen oder sie zu demokratisieren.

99,,99  MMiilllliioonneenn  ffüürr  ddiiee  SSppaarrkkaassssee
Die Stadtsparkasse Köln soll über eine Tochter
gegenüber ihrem eigenen Träger, der Stadt
Köln, wie ein bezahlter Lobbyist agiert haben.
Für ein Honorar von 9,9 Millionen Euro soll die
Sparkasse einem privaten Immobilienfonds
geholfen haben, bei einem begehrten Projekt
der öffentlichen Hand in Köln - der Erweiterung
der Messe - ins Geschäft zu kommen.
Über den sogenannten Kölner Klüngel rund um
die Stadtsparkasse und deren Zusammenarbeit
mit der Oppenheim-Esch-Holding bei manchem
Großprojekt ist schon vieles veröffentlicht wor-
den. Doch der jetzt aufgetauchte Vertrag vom 7.
Dezember 2004 über das Millionenhonorar
eines Esch-Fonds für eine Sparkassentochter
wirft neue und heikle Fragen auf. Hat die Kölner
Sparkasse, eines der größten kommunalen Kre-
ditinstitute im Lande, unter ihrem damaligen
Vorstandschef Gustav Adolf Schröder hinter
dem Rücken der Stadtspitze heimlich agiert und
kassiert? (SZ 24.6.2008)

RRoollff  BBiieettmmaannnn  bbeessttäättiiggtt  BBeerraatteerrvveerrttrraagg
((KKSSttAA,,  2200..  JJaannuuaarr  22000099))
Das Kreditinstitut hat bestätigt, in den Jahren
2006 und 2007 für Beratertätigkeiten insgesamt
900.000 Euro an den CDU-Politiker und Ex-Bun-
destagsabgeordneten gezahlt zu haben. Der
Vertrag wirft Fragen im Verwaltungsrat auf – und
stößt auf Interesse bei der Staatsanwaltschaft.
Die Sparkasse Köln-Bonn hat einen millionen-
schweren Beratervertrag mit dem ehemaligen
CDU-Bundestagsabgeordneten Rolf Bietmann
bestätigt. „Zwischen Herrn Prof. Rolf Bietmann
und der Sparkasse hat es in den Jahren 2006
und 2007 einen Vertrag über anwaltliche und
kommunikative Dienstleistungen gegeben“, sag-
te Sparkassen-Sprecher Norbert Minwegen am
Dienstag. Damit reagierte das Geldinstitut auf
einen Bericht im „Kölner Stadt-Anzeiger“. Biet-
mann äußerte sich ebenfalls zu dem Vorgang:
„Ich war operativ für die Sparkasse tätig.“

BBiieettmmaannnn  ggiibbtt  aauuff  
((KKööllnniisscchhee  RRuunnddsscchhaauu  2299..  JJaannuuaarr  22000099))
Der Kölner CDU-Politiker Rolf Bietmann hat
gestern den Verzicht auf seine Bundestagskandi-
datur erklärt. Der ehemalige Bürgermeister und
CDU-Fraktionsvorsitzende zieht damit die Kon-
sequenz aus der öffentlichen Diskussion um
einen Beratervertrag mit der Sparkasse Köln
Bonn. Bietmann hatte für seine Tätigkeit 900
000 Euro kassiert. Dass er erfolgreich für die
Sparkasse gearbeitet habe, will er in den näch-
sten Tagen mit Hilfe von Wirtschaftsprüfern und
Anwälten belegen.

DDeeuuttsscchhee  BBaannkk  wwiillll  bbeeii  OOppppeennhheeiimm  eeiinnsstteeiiggeenn
((HHaannddeellssbbllaatttt  55..  AAuugguusstt  22000099))  
Die Deutsche Bank steht vor einem Einstieg bei
der angeschlagenen Privatbank Sal. Oppenheim.
Das größte deutsche Geldhaus bestätigte
Gespräche über eine strategische Partnerschaft
mit der ebenfalls stark im Investmentbanking
aktiven Luxemburger Bank. Dabei habe das
Institut ein unverbindliches Angebot für eine
Kapitalbeteiligung abgegeben. [...]
Es geht um einen Minderheitsanteil von weniger
als 50 Prozent, wie ein Sprecher der Deutschen
Bank sagte. [...] 
Die Privatbank musste im vergangenen Jahr
wegen der Finanzkrise erstmals in der Nach-
kriegsgeschichte einen Verlust verschmerzen.
Seit geraumer Zeit halten sich Spekulationen,
dass Sal. Oppenheim eine weitere Finanzspritze
benötigt, obwohl die Familiengesellschafter
bereits 200 Mio. Euro zugeschossen hatten.

Dies ist unvereinbar mit humanistischen, kritischen, sozialen und emanzipato-
rischen Ansprüchen. Durch die Verkürzung der Lernzeit durch das „Turbo-Abi“
(Abitur in 12 Jahren) und Schmalspur-Bachelor Studiengänge sollen SchülerInnen
und Studierende, möglichst kostengünstig und effizient dem Arbeitsmarkt zur
Verfügung gestellt werden. Unterstützt durch finanziellen Druck von Studienge-
bühren und altertümlichen Strafmaßnahmen, wie Verhaltensnoten (Kopfnoten),
soll unter verschärfter Konkurrenz entgegen dem eigenen sozialen und humanen
Interesse gelernt und geforscht werden, was Profit verspricht: So wird z.B. an
Krieg und Krankheit verdient, an Frieden und Gesundheit nicht. Das Bildungssy-
stem und die Bildungs„reformen“ der letzten Jahre sind daher Teil der aktuellen
gesellschaftlichen Krise. 
Damit Bildung und Wissenschaft zu einer humanen und sozial fortschrittlichen
Entwicklung der Welt beitragen, kämpfen wir deshalb konkret für

ll eeiinnee  SScchhuullee  ffüürr  aallllee,,
ll GGeebbüühhrreennffrreeiihheeiitt  iimm  ggeessaammtteenn  BBiilldduunnggssssyysstteemm,,
ll VVeerrhhiinnddeerruunngg  ssoozziiaalleerr  SSeelleekkttiioonn  iimm  BBiilldduunnggssssyysstteemm,,
ll ssoozziiaallee  AAbbssiicchheerruunngg  ddeerr  LLeerrnneennddeenn,,
ll bbeeddaarrffssddeecckkeennddee  uunndd  aauusssscchhlliieeßßlliicchh  ööffffeennttlliicchhee  BBiilldduunnggssffiinnaannzziieerruunngg,,
ll eerrhheebblliicchheenn  AAuussbbaauu  vvoonn  LLeehhrrsstteelllleenn  uunndd  BBiilldduunnggsseeiinnrriicchhttuunnggeenn,,
ll RRüücckknnaahhmmee  ddeerr  eerrzzwwuunnggeenneenn  VVeerrkküürrzzuunngg  ddeerr  LLeerrnnzzeeiitt  iinn  SScchhuulleenn  uunndd

HHoocchhsscchhuulleenn..  

FREIE BILDUNG FÜR ALLE!!!
Dafür wird es bundesweit mit Blick auf die Landtagswahlen wieder einen Bil-
dungsstreik geben und im kommenden Semester an mehreren Kölner Hochschu-
len einen Studiengebührenboykott. Wir beteiligen uns aber auch an den Aktio-
nen am 17. September.
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